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_Beklagte und Revisionsklägerin9

Ü_*7”3F„ g e g e n

y__;_ Klägerin und Revisionsbeklagte9

l■■°'hat der 4„'Senät des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 250 Juli 1963, an der mit—

_
gewirkt haben

Bundesrichter F e c h n e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr° S c h u b e r t und

Bundesrichter Dr„ E c k e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichterin Dro K 0 l b - und
Bundessozialrichter W u n n e r

.
als ehrenamtliche Beisitzer‚

7u3ff für Recht erkannt:

' Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
“7iÄLandessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 250 April
}jijgl1962

aufgehoben0

”jw„Unter Aufhebungdes Urteils des Sozialgerichts Düssel-
ä dorf vom 169 Oktober 1959 Wird die Klage abgewiesen„

73d {Kosten sind nicht zu erstatten»
„

Von Rechts wegeno7c;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


' --: .
.'

. . ;. ';_ f‘._ '. 3'.
_ _ - '

_ _

.

9 r_ii„_a_.c_i€

Die Beklagte lehnt eine Weiterversicherung der Klägerin

und die Annahme freiwilliger Beiträge ab (Bescheid vom

. 16. November 1957; Widerspruch5bescheid vom 270 Juni 1958)°

Für die Klägerin waren auf der Grundlage der_Versicherungsm

_
pfli0ht 45 Monatsbeiträge — zuletzt für den Monat Sep—

tember 1955 — nachgewiesene Deshalb hielt die Beklagte

_
die Klägerin nicht für berechtigt, die Versicherung frei—

willig fortzusetzen. Sie meinte, die Klägerin erfülle:

_
hierzu weder die Mindéstbedingungen des @ 1233 der Reichs—_

.” versicherungsordnung (EVO), wonach innerhalb eines zu—

_
sammenhängenden Zeitraums von 10 Jahren während minde—

.'stens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine rentenvérsi—

cherungSpflichtige Beschäftigung erbracht sein müßten;
*_noch komme der Klägerin die Übergangavorschrift des Arta

_
2 5 4 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsge-

‘Ä‚setzes (ArVNG) zugute; insbesondere habe sie von dem ihr

_früher zustehenden Recht der Weiterversicherung vor dem

__
Inkrafttreten des Rentenreformgesetzes

am 10 Januar 1957

keinen Gebrauch gemacht,_hlär . ' "

Die Klägerin bestreitet die Richtigkeit dieser Ansicht
' nicht, will aber ihre Befugnis zur Weiterversicherung aus

einem dahingehenden Anerkenntnis der Beklagten hergelei—

tet wisseno Dazu beruft sie sich auf folgenden Sachver—

halt: Im September 1955_wanderte sie für einige Jahre

“nach Südafrika aus°
Schon bald nach ihrer Abreise erkun—

digte sich ihre Mutter bei der Beklagten, wie die Ver-
sicherung im Ausland fortgesetzt werden könneo Die Be—
klagte übersandte daraufhin der Mutter ein v0rgedrucktes

Merkblatt über die freiwillige Versicherung beim Aufent—

halt im Ausland, teilte mit, daß die Beiträge in aus—
ländischer Währung auf das Konto der Beklagten bei deren

Düsseldorfer Bank unter Angabe des Geschäftszeichens zu

__ 3 -
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überweisen seien und bat um Übersendung der letzten
Quittungskarte sowie um Angabe der Höhe des monatli-
chen Einkommens seit Beginn des Auslandsaufenthaltso

- Dieser Aufforderung kam die Klägerin Anfang November

1956 nacho Hierzu erwiderte die-Beklagte bereits mit
Schreiben vom 110 November 1956: '

"Wir bestätigen den Eingang Ihrer Quittungskarte
Nr 2 '
Sie haben in Ihrer—Quittungskarte Nr„ 2 vom 161„
1955 bis 14„9„1955 genügend Pflichtbeiträge nach—
gewiesen„ Natürlich steht es Ihnen frei, über die
Mindestzahl von 26 Wochenbeiträgen hinaus bis zu
.52 Wochenbeiträgen kalenderjährlich zu entrichten°
Gegebenenfalls bitten wir um Mitteilungo.Sofern
sich Ihr Finkonmen für das Kalenderjahr 1956 nicht
wesentlich geändert hat, wären folgende Beiträge
für 1956 erforderlich: -_

1956 26 Beiträge der K1„ IX ä 11,-- DMae2ae‚—m DM„
Wir empfehlen Ihnen, diesen Betrag im Laufe des
Jahres in dortiger Währung auf unser Konto 51317
bei der Beutschen Bank A G. West in Düsseldorf zu
übe1weisen." -

Am 20. September 1957 ging bei der Beklagten ein unda—

tiertes Schreiben der Klägerin ein, in dem diese mit—

teilte, daß sie ihren Beitrag für 1956 in Höhe von
286,—— DM durch ihre Mutter überweisen lassen werdeo
Die Zahlung erfolgte dann auch alsbalda

Mit der gegenwärtigen Klage begehrt die Klägerin die

Beseitigung der ablehnenden Bescheide der Beklagten

und die Feststellung ihrer Versicherungsberechtigung0

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben (Urn

teil des SG Düsseldorf vom 16° Oktober 1959)° Das Lan—

dessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklagten
zurückgewiesen (Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom
25° April 1962)0 ' '

Beide Ihetanzgerichte haben angenommen, daß trotz der

strengeren Anforderungen des 5 1233 EVO nF die Tatsache
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von nur 45 Pflichtbeiträgen einer freiwilligen Fortset—

zung der Versicherung nicht im Wege stehe. Es schade

nichts, daß ein freiwilliger Beitrag überhaupt erst nach

dem Inkrafttreten des neuen Rechts (1. Januar 1957) ent—

_
„"richtet worden sei. Denn die Klägerin sei bereits im Jahre“

— ”f.1956 "als Weiterversicherte-in den Kreis der Versicher-
av*]i ten ceingetreten." Sie brauche deshalb weder die Tatbe—
f7.f;_standsbedingungen des 6 1233 EVO aF, noch die der Über—U

B
gangsbestimmung des Art. 2 5 4 ArVNG zu erfüllen. Hin-

gegen finde die frühere Vorschrift über das Recht der

Weiterversicherung in © 1244 EVO aF Anwendung. Ausschlag—
gebend hierfür sei, daß die Versicherungsberechtigung

der Klägerin nicht erst durch Aufwendung eines Beitrags,

sondern durch konstitutiven Verwaltungsakt der Beklagten

begründet worden sei. Die Beklagte habe in ihren Schrei—

ben vom 19. Januar und 11. November 1956 die Klägerin

nicht allein über die Möglichkeit der Weiterversicherung

sowie über die Form der Beitragszahlung vom Ausland her

—belehrt, sondern sie sei in eine konkrete Bearbeitung der

ganzen Versicherungsangelegenheit eingetreten, habe ent-

schieden, daß es zur Aufrechterhaltung der Anwartschaft

für 1955 keiner weiteren Beiträge mehr bedürfe und habe

"- sodann die Klägerin in einer den Rahmen einer bloßen Aus—

kunftserteilung überschreitenden Weise "präzise angewie—

sen", in welcher Höhe und auf welches Konto diese die Bei—
träge zu zahlen habe. Diese Äußerungen der Beklagten

müßten + so wird weiter dargelegt — um so mehr als eine

verbindliche "Kohstituiérung der Weiterversicherung" be—

wertet werden, als es
schon nach dem Gesetz der Mitwir—

kung der Beklagten bei der Beitragsentrichtung bedurft

habe. Wegen ihres Auslandsaufenthalts habe die Klägerin

nicht von sich aus die freiwillige Beitragsleistung auf;

nehmen können, sondern gemäß @ 1413 Abs. 2 EVO aF die
„‘Hilfe der Beklagten in Anspruch nehmen müssen. Daran

_'7fi knüpft der Berufungsrichter weiter die Erwägung, daß die
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Beklagte die Beiträge gar nicht erst ohne Klärung der

Versicherungsbefugnis habe in Empfang nehmen können,

und daß deshalb die Klägerin auf die Gültigkeit der

abgegebenen Verwaltungserklärungen habe bauen dürfen.

Die dadurch geschaffene Rechtsposition habe die Kläge—

rin nicht vor Ablauf der für die Wirksamkeit von Bei—

trägen allgemein vorgeschriebenen Fristen (59 1418 ff

RVOnF) verlieren können. Die Beiträge seien aber dann
auch tatsächlich innerhalb dieser Frist überwiesen wor—

den. Damit sei zugleiöh die freiWillige Versicherung

gültig eingeleitet und gefestigt worden. Schließlich

bemerkt das Berufungsgericht noch, daß es bei der von
ihm angenommenen Rechtslage nicht darauf ankomme, ob

die Klägerin auch den Tatbestand des Art. 2 5 4 Abs. 1
ArVNG verwirkliche; denn in ihren Eingaben an die Be—

klagte könne möglicherweise eine Bereiterklärung ge—

'sehen werden, der die Beitragsentrichtung binnen ange—

messener Frist gefolgt und deshalb gleichzusetzen sei.

Gegen das ihr am 14. Mai 1962 angestellte Urteil hat_

die Beklagte am 19. Mai 1962 die von dem LSG zugelas—

sene Revision eingelegt. Begründet hat sie das Rechts—

mittel nach Fristverlängerung mit dem am 4. August 1962

eingegangenen Schriftsatz.

Mit der Revision wendet sich die Beklagte gegen die

Auffassung, sie habe durch Erlaß eines begünstigenden

Verwaltungsakts das Weiterversicherungsverhältnis der

Klägerin "konstituiert". Diese Urteilsbegründung — so
_führt die Beklagte aus ; verletze_das Grundprinzip der

.gesetzlichen Rentenversicherung, daß ein Versicherungs—

_
verhältnis überhaupt immer nur durch eine Beitragsent—

richtung begonnen und fortgeführt werden könne. Selbst

wenn man mit dem Berufungsrichter annehmen wollte, ‘

daß in den Erklärungen der Beklagten ein Verwaltungs—

akt zu erblicken sei, dann wohne einem solchen Hoheits—
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______‘ -—'6
akt keineswegs eine gestaltende Kraft inne„ Die Beklagte

_habe der Klägerin keine Rechte zugestehen wollen, die

dieser nicht ohnehin nach dem Gesetz zuständeno EtWas

anderes habe auch die Klägerin selbst gar nicht erwartet„

Ein das bestehende Recht bloß feststellender Bescheid

vermöge aber keine über die Änderung des Gesetzes hinaus—
Ä} gehende und dieser entgegenwirkende Bindung zu erzeugeno

f„.Die Beklagtebeantragt,
ä;€;i_das Urteil desLandessozialgerichtsNordrhein—West—
”*2fj falen in Essen vom 25. April 1962 aufzuheben und die

i'Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom 270 Juni

— 1958 zurückzuweiseno

Die Klägerin beantragt9

_„„
die Revision zurückzuweisen°

'Die Revision ist zugelaSSen und daher statthaft sowie

form— und fristgerecht eingelegt° In der Sache selbst ist

sie begründet°

Die Norm der Entscheidung ist nicht „ wie das Berufungs—
gericht meint — dem früheren Recht und namentlich nicht

aus @ 1244 RVG in der bis zum 510 Dezember 1956 gelten—

den Fassung zu entnehmen. Davon wäre nur auszugehen9

wenn die Klägerin unmittelbar auf dem Boden dieser Vor—

schrift oder infolge eines auf diese Bestimmung gestütz—

ten Verwaltungsakts ein Recht erworben hätte, welches

durch das Neuregelungsgesetz zumindest in seiner Sub—

stanz nicht berührt worden wäre° So verhält es sich je—

doch nichto

Welche Rechtsstellung sich für die Klägerin aus ihrem

durch Pflichtversicherung eingeleiteten Versicherungs-

verhältnis ergibt, bestimmt sich mit dem 10 Januar 1957
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nach neuem Recht. Das folgt aus Art„ 3 @@2 und 8 ArVNG u„

' und wird nicht zuletzt von dem hier eingreifenden Art„ 2

% 4'Abso 1 und 2 ArVNG vorausgesetzt, Die letztgenannte
Bestimmung gibt die Tatbestandsmomente an, die, wenn sie

noch während der_Gültigkeitsdauer des alten Gesetzes

verwirklicht wurden, dafür maßgebend sind, daß sich die

Versicherungsberechtigung nach der bisherigen Ordnung

richtet° Diesen tatbestandlichen Anforderungen genügt

die Klägerin nicht. Sie hat weder bis zum 10 Januar 1957

durch Entrichtung eines freiwilligen Beitrags von dem

Recht der Beiterversicherung Gebrauch gemacht (Abs„ 1

Satz 1 des Art° 2 © 4 ArVNG), noch hat sie innerhalb

von drei Monaten vor dem 10 Januar 1957 Beiträge aus
versioherungspflichtiger Beschäftigung entrichtet (Abs°

2 aaO). ‚_;r Tk„: -'

Die Klägerin kann auch nicht so behandelt werden, als

habe sie vor dem genannten Stichtag mit der Beitragszah—

lung freiwillig begonnen° Eine derartige Gleichstellung

könnte gerechtfertigt sein, wenn der Klägerin der Vor—
teil einer Bereiterklärung zugute käme. In dieser Be—

ziehung erscheint es zwar nicht ausgeschlossen, daß man
den äußeren Tatbestand dieses Rechtsinstituts als er—

füllt ansieht (vgl. dazu die Darlegungen in "Die Sozial—
Versicherung" 1959 So 6)° Jedoch wäre außerdem zu erwä—
gen, daß die Klägerin nicht erkennbar den Willen hatte,

durch ihre Erklärung einen bestimmten Termin für die

Bntrichtung der näher bezeichneten Beiträge einzuhalteno
Die Auffassung, daß ein solcher_Erfolgswille und damit

ein subjektives Merkmal wesentlich zum Tatbestand der
Bereiterklärung — also einer Willenserklärung — gehört

(so BVA am 12050193? DJV 1937, 236), ist neuerdings zum
mindesten erheblich eingeschränkt worden (BSGE 10 So 269,
267). Ob diese Einschränkung berechtigt ist, nicht viel—
mehr auch heute noch mit dem Reichsversicherungsamt

{RVA) die bloß tatsächliche Mitteilung des Versicherten‚

- 3 _
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daß im Augenblick die nicht realisierbare Absicht der Beie
tragszahlung bestehe, für die Erfüllung des Begriffs Be—

reiterklärung als nicht genügend anzusehen ist, kann in—

dessen für die hier zu treffende Entscheidung offen bleie

ben, da jedenfalls die Beiträge nicht binnen angemes—
sener Frist entrichtet worden sind (© 1420 Abs, 1 EVO)

und daher keine Rechtsfolgen aus einer etwaigen Bereit—

erklärung abgeleitet werden können,

Als angemessen wird nämlich eine Zeitspanne anzusehen

sein, die sich nach den näheren Umständen des Einzel—

falls bestimmt, und die ein sorgfältig und aufmerksam

handelnder Mensch einhalten wird, Die Beitragszahlung

braucht, um auf den Tag der Beréiterklärung zurückzuwirm
ken, nicht ”alsbald“ oder ”möglichst rasch" zu erfolgen,

Dem Versicherten steht ein gewisser zeitlicher Spielraum

zur Verfügung, Es sollen keine übertrieben formellen Hin—

dernisse-geschaffen werden, an denen die Wahrnehmung der

materiellen Vorteile des Gesetzes scheitern könnteno An—

dererseits soll aber die Nachentrichtungsfrist nieht auf

einen Zeitabschnitt erstreckt werden, dessen Dauer durch

ein'nachlässiges Verhalten oder gar absichtlidr8Verschlep—

pen des Betreffenden beeinflußt ist, Eine solche Einstel—

lung des einzelnen ließe den durch einen einheitlichen

'.Willen geprägten Zusammenhalt zwischen demAnerbieten
des Beitrags und der tatsächlichen Zahlung vermissen,

Unter diesem Gesichtspunkt ist das Handeln der Klägerin zu

würdigen. Als sie die Beiträge überweisen ließ, waren

mehr als zehn Monate seit Erklärung ihrer Leistungsbe—
reitschaft verstrichen‚ Sie hat damit auch unter Berück—

sichtigung ihres Auslandsaufenthalts bei weitem die.
Grenze überschritten, die gezogen werden muß,

wenn nicht

die einer wirksamen Beitragsentrichtung gesetzten Fristen

ihren Sinn überhaupt verlieren sollen.; _pm

”Daraus folgt, daß die Klägerin die Weiterversicherung in
der gesetzlichen Rentenversicherung auf Grund der gesetz—'
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lichen Vorschriften weder gültig begonnen hat, noch künf—

tig aufnehmen kann°

Hieran ändert nichts, daß die Beklagte die Versicherungs—

berechtigung der Klägerin vordem und namentlich in dem

Schreiben vom 110 November 1956 anders beurteilt hatte,

Aus dieser später durch die Entwicklung der Gesetzgebung

überholten Stellungnahme ist nicht auf die Existenz eines

Verwaltungsakts zu schließen, der die Klägerin vor der

ihr unerwünschten Auswirkung des neuen Gesetzes bewahrte°

Es.wäre möglich, dem Berufungsgericht soweit zu folgen, als

es in den in Rede stehenden Antworten der Beklagten und

vornehmlich in dem Schreiben vom 110 November 1956 mehr

sah als eine allgemein gehaltene Erläuterung der für das

künftige Handeln der Klägerin interessierenden Rechts—

grundlegen° Es ist nicht zu verkennen, daß die Beklagte

ihre Erklärung in dem erwähnten Schreiben gerade in An—

sehung der völlig sicher zu übersehenden Einzelheiten

aller in Betracht kommender Umstände mit Rücksicht auf

die besonderen persönlichen Bedürfnisse der Klägerin,

also nicht mit einem typischen, sondern mit einem indi—

viduell bestimmten Inhalt zu einem handgreiflichen Zweck

abgefaßt hat. Die Beklagte.wollte der Klägerin die Klar»
heit über ihr Versicherungsverhältnis verschaffen, die

diese für ihr künftiges Vorhaben benötigteo Auf diese

Klarstellung und Vergewisserung ihrer Rechtsstellung

sollte sich die Klägerin verlassen können. Deshalb mag
der abgegebenen Verwaltungserklärung ein unmittelbar

rechtserheblicher, gegenwärtiger Verpflichtungscharak—

ter anhaften: In den Ausführungen der Beklagten könnte

das stillschweigende Versprechen eingeschlossen sein,

daß die freiwilligen Beiträge, wenndie Klägerin sie
nach Maßgabe des Schreibens vom 11, November 1956 ge—
zahlt haben werde, auch als rechtswirksam behandelt wer—
den würden (@ 1445 Abso 2 RVO aF; @ 1423 Abs, 3 Satz 2
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EVO nF).
„_5 _._„„_ _‚Eine_solche Interpretation läge auf einer Linie mit der

Rechtsprechung des BVA, das in seiner grundlegenden Entschei—
'dung Nr,.1599, Amtliche Nachrichten 1912, 676, die Merk—

male des “Anerkenntnisses" der Versicherungspflicht und

der Versicherungsberechtigung entwickelt hat (vgl{) dazu auch
BSG 11, 226). Allerdings würde damit den Äußerungen der 3ew

*klagten eine Rechtsqualität beigemessen, die über diejenige

BeWertung hinausgehen mag, welche der 3, Senat in seinem Ur—
teil vom 21. ■ärz i961 (BSG 14, 104) in einem ähnlichen und

vergleichbaren Falle auf dem Gebiete der Krankenversiche■

rung vorgenommen hat, Der 3, Senat ging lediglich von dem

Tatbestand einer "schlichten Verwaltungsäußerung” aus, die

‚" für sich
genommen „ ohne Hinzutreten eines weiteren

l9achverhalts
— keine Ühmittelbaren Rechtswirkungen " habeo

gd Indessen erscheint eine modifizierte Auffassung nicht allein

fi unter den Gegebenheiten der vorliegenden Sache, sondern

gerade auch im Hinblick auf die ausdrüCkliche-Ermächti—

gung des Trägers der gesetzlichen Réntenversicherung zur
Üf-vcrbindlichen Feststellung der Versicherungsberechtigung
%f'vertretbar (vgl° dazu auch die Kritik, die das zitierte

' Urteil _ allerdings ohne näheres Eingehen auf die Besonder—
äÄ-heiten des Sozialversicherungsrechts

— gefunden hat:
." Haueisen NJW 1961, 1905, 1904; Zeidler, Gutachten für den

__
44. Deutschen Juristentag 1962, 48)° Allerdings scheint

ff_der Wortlaut des Gesetzes auf den ersten Blick für die
,Ü Auffassung zu sprechen, daß eine rechtsverbindliche Aus—
; kunft des Versicherungsträgers sieh nur auf die Rechtmäßig—

fj.keit v e r w e n d e:t e r Beitragsmarken beziehen
”7"könneo Gleichwohl geht der vom Gesetzgeber beabsichtigte und

_
-verwirklichte rechtSpolitische Zweck weiter, Das Ane■renntä

;f'nis der Versicherungspfli0ht kann auch dann Bestand haben,
''"r?'f“‘jw_em_die Marken nicht schon zur Zeit der Entscheidungder Ver——

!
. ; 1.1.

. ‚_

'.-"11_
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sicherungsanstalt versendet sind, sondern die Beitrags—

leistung erst
von der Stellungnahme der Versicherungeané

stalt abhängig gemacht worden ist (BVA in AN 1912, 678)„

Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, daß

die Fassung des Gesetzes einen deutlichen Fingerzeig

auf die Grenzen enthält, die dem Inhalt eines solchen
‚Anerkenntnisses gesetzt sindo Dieses kann sich nur —

wörtlich genommen — auf die Rechtsfolgen aus vollende—

ten Tatsachen bezieheno Darüber hinaus wird die Aus—
kunft des Versicherungsträgers auf die rechtliche B e —

w e r t u n g der bekannten Faktoren und damit auf die

gegenwärtig bestehenden Gestaltungsmöglichkeiten er—

streckt° Mit dem Gesetzestext ließe es sich aber nicht

vereinbaren, wollte man in das Anerkenntnis eines Ver—

sicherungsträgers auch noch die Garantie für den
künfl

tigen Fortbestand der mitgeteilten Möglichkeiten hinein—

legeno Darauf läuft aber die Rechtsbehauptung der Klä-

gerin hinaus.' _-fg ' {iii

Da sich jedoch das Gesetz änderte und danach die von
der Beklagten angenommenen Rechtsfolgen nicht mehr.zu—
trafen, wurde auch das ausgesprochene Anerkenntnis ge—

genstandslos (so bereits RVA in AN 1936, 329 Nr, 5032;

Rum 40, 224). Diese Rechtslage trat schon deshalb
völlig selbsttätig mit der gesetzlichen Neuregelung

ein, weil die Klägerin bis zum Inkrafttreten des neuen
Rechts noch nicht auf Grund der Zusicherung der Beklag—

ten disponiert hatte° Infolgedessen lag bis zum Wandel

des objektiven Rechts noch kein abgeschlossener_Tat—
bestand vor° Nur ein in der Vergangenheit vollendetes'

Geschehen wäre aber nach den_Vorschriften des 9'1423

Abs. 3 Satz 2 RVOund in erster Linie des Arto 2 5 4
Abs° 1 Satz 1 ArVNG unwiderruflich zu beachteno'Eine

Zusage, die in einer auf die Zukunft vorgreifenden

Subsumtion wurzelt‚_steht notwendig unter dem Vorbe—

--12-
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halt der gleichbleibenden Sach— und RechtSlage (vgl°

Obermayer, NJW 1962, 1469),

Diese Gesichtspunkte hat das Berufungsgericht außer acht

gelasseno'nus diesem Grunde maß es dem Anerkenntnis der

Beklagten einen sogar gegen eine Rechtsänderung gesicher—

ten Bestandswert bei, der diesem Verwaltungsakt nicht

zukommt (vglo im übrigen zu dem Thema Gesetzesänderung

und Bindungswirkung: Urteil des erkennenden Senats vom

14, Juni 1962 SozRArVNGArt, 2 © 44 Bl, Aa 4 Nr, 8, 6
Bl° Aa 5)° - ' - '

Hinzuzufügen bleibt noch, daß die Beklagte bei Äußerung

ihres Anerkenntnisses mit der später eingetretenen Rechts—

änderung nicht zu rechnen brauchte, Im November 1956, als

die Beklagte den Bescheid, auf den es hier ankommt, er—

teilte, lag erst der Regierungsentwurf vom 5, Juni 1962 '
(BT—Drucks.'2437) vor, in dem sich.zwar bereits das Ge—

bot verschärfter ■eiterversicherungsbedingungen fand,

nach dessen Art. 3 @16 aber denjenigen, die bis zum
Inkrafttreten des neuen Gesetzes_zur freiwilligen Forte

_
setzung der Pflichtversicherung nach altem Recht (@ 1244
EVO aF) berechtigt waren, kein zusätzliches Hindernis in

den Weg gelegt werden sollte" Die strengere Übergangsre—
gel des Art° 2 @ 4 ArVNG wurde erst von dem Ausschuß in

da Gesetz gebracht und in dem Bericht (BT—Drucks, 3080)

vom 10, Januar 1957 erwähnt, Auf diese Gesetzesplanung

konnte die Beklagte bei ihrer zeitlich weiter zurücklie—

genden Zusage noch nicht Bedacht nehmeno Ob sie hingegen

(L
‘

auf eine beabsichtigte Gesetzesänderung hätte aufmerksam

"-machen müssen, wenn diese bereits bei Bescheiderteilung

vorauszusehen gewesen wäre, und ob aus diesem Grunde das

abgegebene Anerkenntnis unvollständig und daher unrich—

tig wäre, sowie welche Folgen an die Unterlassung eines

solchen Hinweises geknüpft werden müßten, kann für die
**_hier zu treffende Entscheidung auf_sich beruhen■vglo
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'in diesem Zusammenhang mit Bezug auf den Tatbestand

einer Amtspflichtverletzung: BGH NJW 1960, 1244)°

Die Vorinstanz hat sonach die Bedeutüng des von der
Beklagten im November 1956 abgegebenen Anerkenntnisses

der Versioherungeberechtigung übersohätzt. Dies hat die

_
Revision mit Rebht beanstandet° Sie mußte infolgedessen
Erfolg haben°

Die Kostenentscheidung folgt aus @193 Abso 4 SGGo
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